Änderungen durch das Ehrenamtsstärkungsgesetz


I. Änderungen des Einkommensteuergesetzes

a) Übungsleiterpauschale (§ 3 Nr. 26)

	Bisher : 2100 € pro Jahr
	Neu : 2400 € pro Jahr
	Gilt rückwirkend ab 01.01.2013
	


b) Ehrenamtspauschale (§ 3 Nr. 26a)

	Bisher 500 € pro Jahr
	Neu : 720 € pro Jahr
	Gilt ebenfalls ab 01.01.2013
	


c) Zuwendungen aus dem Betriebsvermögen (§ 10b Abs. 3 Satz 2)

Spendet ein Unternehmer ein Wirtschaftsgut aus seinem Betriebsvermögen (Entnahme des WG), bemisst sich die Zuwendungshöhe nach dem Wert, der bei der Entnahme anzusetzen ist. Der Unternehmer muss dabei ggfs. auch die Umsatzsteuer beachten (gilt auch ab 01.01.2013).

II. Änderungen in der Abgabenordnung

a) Prüfung der Satzung bei Neugründung (§ 60a)

Das bisherige Verfahren der vorläufigen Bescheinigung (wichtig auch für die Ausstellung von Zuwendungsbestätigungen) wird durch ein Feststellungsverfahren abgelöst.

b) Fristen für Zuwendungsbestätigungen (§ 63 Abs. 5)

Zuwendungsbestätigungen dürfen nur innerhalb einer Frist von 5 Jahren nach Erteilung eines Körperschaftssteuerbescheides oder eines Freistellungsbescheides erteilt werden.

c) Sportveranstaltungen

Sportliche Veranstaltungen gelten nur dann als Zweckbetrieb des Vereins, wenn die Einnahmen (incl. Umsatzsteuer) 45000 € (bisher 35000 €) nicht überschreiten. (Gilt rückwirkend ab 01.01.2013.

d) Mittelverwendung/Rücklagen (§ 55 Abs. 1 Nr. 5)

Zeitnahe Mittelverwendung bedeutet nunmehr, dass die Einnahmen innerhalb von 2 Jahren ausgegeben werden müssen (bisher 1 Jahr). Diese Neuregelung gilt rückwirkend ab 01.01.2013. 

e) Bildung von Rücklagen und Wiederbeschaffungsrücklagen

Eine Rücklage ist nunmehr möglich, soweit sie erforderlich ist, um die steuerbegünstigten und satzungsmäßigen Zwecke nachhaltig zu erfüllen (§62 Abs. 1 Nr. 1, bisher § 58 Nr. 6)

Eine Rücklage ist auch möglich, wenn sie für die Wiederbeschaffung eines Wirtschaftsgutes erforderlich ist (Ansparrücklage gem. § 62 Abs. 1 Nr. 2)

Eine freie Rücklage ist möglich in Höhe von 1/3 des Überschusses aus der Vermögensverwaltung sowie höchstens 10 % der zeitnah zu verwenden Mittel (§ 62 Abs. 1 Nr. 3, bisher § 58 Nr. 7a).

§ 62 der Abgabenordnung gilt ab 01.01.2014.

III. Zivilrecht (Änderungen des BGB)

a) Haftungsbegrenzung von Vorstandsmitgliedern oder anderer Organträger (§ 31b)

Die Haftungsbegrenzung für ehrenamtlich tätige Vorstandsmitglieder (Tätigkeitsvergütung bis 500 €) wurde neu gefasst. Nunmehr sind Mitglieder von Vereinsorganen (Vorstand und Mitglieder anderer Vereinsorgane) von der Haftung befreit, wenn die Schäden vorsätzlich oder grob fahrlässig verursacht wurden.  Dies gilt für ehrenamtlich Tätige, die nicht mehr als 720 € jährlich als Vergütung bekommen.

Beweisen, ob vorsätzlich oder grob fahrlässig gehandelt wurde, muss der geschädigte Verein.

Dies Regelung tritt am Tag nach Verkündung des Gesetzes in Kraft.


